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Der freie Markt war einmal ein progressives Projekt, das zur Be-
freiung der Lohnabhängigen führen sollte – von obrigkeitsstaat-
lichen Strukturen und von derGängelung durch die Arbeitgeber.
Elizabeth Anderson zeigt, was aus dieser schönen Idee geworden
ist: reine Ideologie in den Händen mächtiger ökonomischer Ak-
teure, die sich wenig um die Freiheit und die Rechte von Arbeit-
nehmern scheren. Sie arbeitet heraus,wie sich der positiveZusam-
menhang zwischen freiem Markt und freiem Arbeiter aufgelöst
hat, und bestimmt die gegenwärtige Beziehung zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern neu: als eine von quasi autokratisch
herrschenden, privaten Regierungen und den von ihnen Regier-
ten, die in vielerleiHinsicht dasNachsehen haben. Eine beeindru-
ckende Dekonstruktion eines Mythos des Marktdenkens.

Elizabeth Anderson, geboren , ist eine der wirkmächtigsten
Philosophinnen der Gegenwart. Sie lehrt und forscht an der Uni-
versität von Michigan in Ann Arbor.
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Einleitung
von Stephen Macedo

Die zwei Vorlesungen, die das Herzstück dieses Bandes
bilden, fordern ein radikales Überdenken des Verhält-
nisses zwischen privaten Unternehmen und der Freiheit
und Würde von Arbeitnehmern. Sie beschreiben – mit
großzügigen, lebhaften Pinselstrichen – einen jahrhun-
dertelangen Niedergang der Fortschrittsideologie des
freienMarktes. Sie vertreten den Standpunkt, dass es seit
der Zeit des englischen Bürgerkriegs in der Mitte des
. Jahrhunderts bis zu Abraham Lincoln zweihundert
Jahre später gute Gründe für einen Optimismus gab, den
freienMärkten die Fähigkeit zuzutrauen, die Gleichheit
von Status undAnsehen zu fördern.DieserOptimismus
ist –mit der industriellen Revolution und aus Gründen,
die noch erörtert werden – einem Pessimismus hinsicht-
lich der größer werdenden Ungleichheit und der Herr-
schaft am Arbeitsplatz gewichen. Da die Möglichkeiten
der wirtschaftlichen Selbständigkeit massiv zurückgin-
gen, hatten die Arbeiter weniger Alternativen zu der
willkürlichen und nicht rechenschaftspflichtigen Auto-
rität vonManagern. Der Umfang dieser Autorität ist au-
ßerordentlich groß, er macht die Arbeitnehmer anfällig
dafür, wegen ihres Redens oder Verhaltens entlassen zu
werden, selbst wenn beides weit entfernt vom Arbeits-
platz erfolgt. Das heutigeDenkenüber den freienMarkt
– unter Forschenden, Intellektuellen und Politikern –

deutet dieBedingungen für diemeistenArbeitnehmerin-
nen undArbeitnehmer des privaten Sektors völlig falsch
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und ist blind für das Ausmaß an Willkür und nicht re-
chenschaftspflichtiger Macht, dem die Beschäftigten in
diesem Sektor ausgesetzt sind.
Wie es dazu kommen konnte, ist das Thema von Eli-

zabeth Andersons wichtigen und zeitgemäßen Tanner
Lectures on Human Values, die sie Anfang des Jahres
 an der Princeton University gehalten hat. Ander-
son gehört mit ihren sehr einflussreichen Büchern Va-
lues in Ethics and Economics () undThe Imperative
of Integration () zu den führenden politischen Phi-
losophen weltweit. Unter ihren vielen Aufsätzen be-
wirkte der bahnbrechende Text »What Is the Point of
Equality?« () bei denSozialphilosopheneinenWech-
sel der Aufmerksamkeit, die sich nunmehr nicht allein
auf die Ungleichheiten der materiellen Verteilung, son-
dern auch auf die Gleichheit in sozialen Beziehungen
konzentrierte. Elizabeth Anderson befasst sich seit lan-
gemmit Fragen der sozialenGleichheit bezogen auf Au-
torität, Ansehen und Status, die auch hier im Mittel-
punkt stehen.

Den zwei Vorlesungen folgen vier pointierte Kom-
mentare von herausragenden Wissenschaftlern, die sich
auf ihre Kenntnisse der Geschichte, Literatur, politi-
schen Theorie, Wirtschaftswissenschaft und Philoso-
phie stützen und derenursprüngliche Texte hier zurVer-
öffentlichung noch einmal überarbeitet wurden. Der
Band endet mit einer Erwiderung Andersons auf die
Einwände ihrer Kritiker. Diese Einleitung bietet im Fol-
genden eine kurze Übersicht über jeden dieser Beiträ-
ge.

In ihrer ersten Vorlesung argumentiert Elizabeth An-
derson, dass die politischen und ökonomischen Theo-
rien des freienMarktes – die heute mit den Libertaristen
und der politischen Rechten verbunden werden – ur-
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sprünglich Teil einer egalitaristischen und fortschritt-
lichen Agenda waren: Von den Levellers im England des
. Jahrhunderts bis zum amerikanischen Bürgerkrieg
wurde die »Marktgesellschaft« häufig »als eine Gesell-
schaft von Gleichen« verstanden. Anderson skizziert
kompetent die wichtigsten Stationen des Egalitarismus
des freien Marktes in der frühen Neuzeit, wobei sie un-
ter anderen die Levellers, John Locke, Adam Smith und
Thomas Paine in den Mittelpunkt rückt. Die ökonomi-
schen Freiheiten und freien Märkte waren den sozialen
Hierarchien inWirtschaft, Politik, Religion, Gesellschaft
undFamilieentgegengesetzt.Anderson fasstdiesenPunkt
so zusammen:

Die Bekämpfung vonWirtschaftsmonopolen gehörte zu
einer umfassenderen Agenda des Abbaus von Mono-
polen in allen Lebensbereichen der Gesellschaft: Nicht
bloß die Gilden, sondern auch Monopole der Kirche
und der Presse, die Monopolisierung des Stimmrechts
durch die Reichen und die Monopolisierung der Macht
in der Familie durch Männer gehörten aufgelöst. Indem
man die Monopole beseitigt, würden weit mehr Men-
schen in der Lage sein, persönliche Unabhängigkeit zu
erlangen und Männer und Frauen ohne Herren zu wer-
den.

Erst im . Jahrhundert löste sich das Denken des freien
Marktes aus seinen frühen egalitaristischen Verankerun-
genundbewegte sich allmählich davonweg.DieDenker
des freien Marktes betrachteten Paine zufolge den Staat
zunehmend als eine Instanz, die ihre Macht im Namen
von Sonderinteressen missbraucht. Der andere Grund
war die industrielle Revolution.

Im . und im . Jahrhundert gingenDenker wie der
Leveller John Lilburne und der große politische Öko-
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nom Adam Smith davon aus, dass freie Männer, die auf
freienMärkten tätigwären, entweder unabhängigeHand-
werker, Kaufleute oder Teilhaber kleiner herstellender
Betriebe seinwürden.Die »Nadel-Fabrik«,mit derAdam
Smith die Arbeitsteilung veranschaulichte, hatte zehn
Mitarbeiter.ThomasPaineunddie amerikanischenGrün-
der, die sowohl die wirtschaftliche wie die politische
Freiheit vorzogen, nahmen an, dass die große Masse
der Bevölkerung wirtschaftlich selbständig sein würde.
Im Amerika des späten . und frühen . Jahrhunderts
»waren die Löhne des freien Marktes hoch« aufgrund
eines »chronischen Mangels an Arbeitskräften« und
die »Selbständigkeit war eine jederzeit verfügbare Op-
tion für fast alle« weißenMänner. Es ergab deshalb Sinn,
ökonomische Freiheit, freie Märkte und Unabhängig-
keit gleichzusetzen.

Die marktfreundlichen Egalitaristen vom alten Schlag
waren darüber hinaus weit davon entfernt, in ihren poli-
tischen Vorschlägen doktrinäre Libertaristen zu sein.
Viele befürworteten wie Smith und Paine eine staatliche
Bildung. Paine schlug »das System einer allgemeinen
Sozialversicherung vor, in demAltersrenten,Hinterblie-
benenversorgung und Invaliditätshilfen für Familien
vorgesehen waren, deren Mitglieder nicht arbeiten konn-
ten«, undempfahl zudemeinallgemeinesSystemvonTeil-
haberstipendien.

Zusammenfassend stellt Anderson zum Egalitarismus
des freienMarktes vom . bis zurMitte des . Jahrhun-
derts fest:

Die größteHoffnung vonAdam Smith – eineHoffnung,
die auch radikaleArbeitervertreter von denLevellers bis
zu den Chartisten, von Paine bis Lincoln teilten – war,
dass die Freigabe der Märkte die Reihen der wirtschaft-
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lich Selbständigen enorm erweitern würde, die somit ih-
re Begabung und ihre Urteilsfähigkeit unabhängig von
den sie gängelnden Chefs bei der Beherrschung ihrer ei-
genen produktiven Tätigkeiten einsetzen könnten.

Die industrielleRevolution führte zu tiefgreifendenVer-
änderungen, die dieAnnahmen, auf denenderEgalitaris-
mus des freien Marktes beruht hatte, ins Wanken brach-
ten. »In Sachen Wirtschaftlichkeit wurden die kleinen
Unternehmen von den ökonomischen Skaleneffekten in
der Industrie geradezu überrollt« und »die Chancen für
Selbständigkeit gingen drastisch zurück«. Damit »ver-
breiterte sich die Kluft zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern im herstellenden Gewerbe dramatisch«, und
zusätzlich »vervielfachten sich die Ränge in der Firmen-
hierarchie«. Die einschneidenden Veränderungen, wel-
che die industrielle Revolution für die meisten Arbeiter
mit sich brachte, und das sich daraus ergebendeMissver-
hältnis zwischen der Theorie des freienMarktes und der
Realität, erzeugten »ein symbiotisches Verhältnis zwi-
schen Libertarismus undAutoritarismus, das unsere po-
litischen Diskurse bis zum heutigen Tag wie Mehltau
überzieht«, sagt Anderson.

In ihrer zweiten Vorlesung trägt Anderson ihre zen-
trale und fesselnde These vor, wonach der moderne In-
dustriebetrieb auf ein System der willkürlichen und re-
chenschaftsfreien »privatenRegierung«und »Diktatur«
hinausläuft:

DieMehrzahl derArbeitnehmer in denVereinigten Staa-
ten wird im Arbeitsleben von kommunistischen Dikta-
turen regiert. Diese Diktaturen haben gewöhnlich die
gesetzliche Autorität, das außerdienstliche Leben ihrer
Arbeiter ebenfalls zu regeln – ihre politischen Aktivitä-
ten, sprachlichen Äußerungen,Wahl des Sexualpartners,
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Gebrauch von Freizeitdrogen, Alkohol, Rauchen und
Sport. Da die meisten Arbeitgeber diese Autorität über
die Freizeit unregelmäßig, willkürlich und unangekün-
digt in Anspruch nehmen, ist vielen Arbeitnehmern gar
nicht bewusst, wie umfassend sie ist. […] Nur etwa die
Hälfte der amerikanischen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer genießt bei ihren außerdienstlichen sprach-
lichen Äußerungen wenigstens einen teilweisen Schutz
vor Einmischung des Arbeitgebers.

Anderson vertritt die Auffassung, dass private Regierung
dann existiert, wenn Menschen in einigen Bereichen ih-
res Lebens Autoritäten unterworfen sind, die sie herum-
kommandieren und bei Missachtung der Anweisungen
mit Sanktionen belegen können. Am Arbeitsplatz haben
regierende Autoritäten außerdem willkürliche und re-
chenschaftsfreie Macht über die Arbeitnehmer. Liber-
taristen, Ökonomen und Politiker des freien Marktes
setzen »Freiheit« fälschlicherweise mit Privatwirtschaft
gleich und ignorieren die Realität, dass die Beschäfti-
gung in großen Firmen für die meisten Angestellten die
Unterwerfung unter eine Willkürmacht mit sich bringt,
die über ihr Arbeitsleben hinausreicht. Anderson besteht
darauf, dass die meisten Amerikaner und viele andere das
Wesen von Freiheit und deren Gegenteil, Herrschaft und
Diktatur, vollkommen falsch verstehen. Sowie die Sicher-
heit des Privateigentums von einem starken Staat abhängt,
gilt dies auch für viele Formen der Freiheit.
Aktuelle Unternehmenstheorien warten mit Erklä-

rungen dafür auf, weshalb große Wirtschaftsbetriebe
existieren und weshalb sie aus Autoritätshierarchien be-
stehen.Wie Anderson feststellt, sind »effiziente Arbeits-
verträge […] notwendig unvollständig«, denn Manager
müssen einen Ermessensspielraum haben, um die Tätig-
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keiten der Arbeitnehmer zu koordinieren. Diese Theo-
rien erklären jedoch nicht den Umfang der Autorität,
welche die Arbeitgeber über das Leben ihrer Angestell-
ten ausüben können. »Beim Arbeitsverhältnis-auf-Wi-
derruf treten die Arbeiter für die Dauer ihrer Beschäfti-
gung unterm Strich alle ihre Rechte an die Arbeitgeber
ab; eine Ausnahme bilden nur jene Rechte, die ihnen
per Gesetz ausdrücklich zugesichert sind.« Das führt
dann zu einer weiteren Konsequenz: »Die Autorität von
Arbeitgebern über Arbeitnehmer ist außerhalb von Ta-
rifverhandlungen und abgesehen von ein paar anderen
Kontexten[…]umfassend,willkürlichundrechenschafts-
frei – sie kannweder zumGegenstand vonBeschwerden
noch von Rechtsmittelverfahren gemacht werden.« Die
Kontrolle amArbeitsplatz »ist eine FormprivaterRegie-
rung«, die durch das Recht verbürgt ist.
Arbeitnehmer können selbstverständlich kündigen,

wenn sie die Bedingungen ihrer Beschäftigung ablehnen.
Aber die Kosten des Ausscheidens sind für viele von ih-
nen außerordentlich hoch.Wenn man die Autorität der
Arbeitgeber über die Arbeitnehmer leugnet, weil diese
schließlich die Freiheit der Abwanderung haben, sei das
so, »als sage man, Mussolini sei kein Diktator gewesen,
denn die Italiener hätten doch auswandern können«,
schreibt Anderson. Denker und Politikerinnen, die dem
Libertarismus zuneigen, sind blind für die wahre Natur
des Beschäftigungsverhältnisses, weil sie implizit An-
nahmen übertragen, die nur vor der industriellen Re-
volution galten, als wirtschaftliche Selbständigkeit und
Unabhängigkeit für die meisten Arbeiter noch im Rah-
men des Möglichen lagen.
Anderson beendet ihre Anklage des heutigen Den-

kens über den freien Markt mit dem Zugeständnis, dass
den privatenRegierungen in derWirtschaft einGroßteil
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der unmittelbaren Zwangsgewalt fehlt, über die wirkli-
che Staaten verfügen, und dass sie oft Abstand davon
nehmen, ihre Macht über das Leben der Arbeitnehmer
ungemindert auszuüben – speziell dann, wenn es sich
um höher bezahlte und besonders qualifizierte Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen handelt. Gleichwohl bleibt
die Tatsache, dass »die Verfassung der Regierung am be-
trieblichenArbeitsplatz sowohlwillkürlich als auch dik-
tatorisch ist«, und sie »wird nicht von der Effizienz oder
der Vertragsfreiheit vorgeschrieben, sondern geht viel-
mehr auf das Konto des Staates«.
Anderson schlägt zumSchluss eineVielzahl vonMög-

lichkeitenvor, denArbeitnehmerschutzvorwillkürlicher
Behandlung zu erhöhen, darunter verbesserte Rechte
der Abwanderung, eine Grundrechtecharta für Arbeit-
nehmer undmehr »Mitsprache« durch eine stärkereUn-
terstützung von Gewerkschaften und Tarifverhandlun-
gen seitens des Gesetzgebers. Und was am wichtigsten
ist: Unsere öffentlichen Diskurse sollten die Realität der
Unterwerfung von Arbeitnehmern unter die willkürli-
che private Regierung am betrieblichen Arbeitsplatz an-
erkennen und Wege erforschen, die Abhilfe schaffen.

Die erste unserer vier Kommentatoren, Ann Hughes,
ist eine führende Historikerin für das frühneuzeitliche
England und den englischen Bürgerkrieg sowie Profes-
sorin für Geschichte der Frühen Neuzeit an der Keele
University im Vereinigten Königreich. Hughes würdigt
Andersons Einsatz von historischem Material »als eine
Schatzkammer der Vorstellungkraft« und »als ein Ver-
mächtnis für die Gegenwart« als beispielhaft. Sie hebt
hervor, dass sich die fortschrittlichenKräfte inGroßbri-
tannien und anderen Ländern neuerdings auf die Level-
lers berufen, verweist aber auch auf eine »dunklere« und
komplexere Sicht des . Jahrhunderts in England. Zum
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einen betont sie, dass die Wirkungen der sich entfalten-
denMarktordnungmannigfaltig waren und alles andere
als durchweg positiv ausfielen: Ungleichheit und soziale
Polarisierung nahmen zu und nicht unerheblicheAnteile
der Bevölkerung waren gelegentlich oder sogar häufig
auf öffentliche Hilfe angewiesen.

Hughes unterstreicht zudem, dass die Levellers nach
unseren Maßstäben bei weitem nicht radikal egalitaris-
tischwaren.Viele unter ihnen schlossenBettler, aber auch
Dienstboten und Lehrlinge sowie Frauen vom Wahl-
recht aus. Die Idee des freien Marktes war nicht grund-
legend für die Levellers, meint Hughes, sondern war
etwas, das sich »aus anderen Elementen des sozialen Le-
bens herleitete«, und sie erklärt, dass »die wirtschaft-
lichen und sozialen Auswirkungen der Marktbeziehun-
gen – lange vor der industriellen Revolution – bereits
weniger segensreich waren, als es Adam Smith oder Eli-
zabeth Anderson glauben«.

Die Markbeziehungen selbst waren kompliziert, weil
sie von den sozialen Phänomenen des Vertrauens und
der Glaubwürdigkeit abhingen, und die Marktprinzi-
pien wurden von einem »Sinn für kollektiven und ge-
meinschaftlichenAktivismus« sowie von derAchtung an-
gestammter Rechte gemäßigt. Schließlich betont Hughes,
dass sichdieLevellers ungebrochen auf eineKonzeption
stützten, wonach die »Gesellschaft aus Haushalten mit
männlichem Vorstand gebildet sei, mit den Frauen als
zwar geschätzten, aber doch untergeordneten Beteilig-
ten«, was Thesen über den frühneuzeitlichen Egalitaris-
mus noch komplizierter macht.

David Bromwich, Sterling Professor für Englisch an
der Yale University und Autor vieler Werke zur Politik,
politischen Theorie und Geschichte, stellt die Frage, wie
der Optimismus des . Jahrhunderts im Hinblick auf
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die ökonomische Freiheit und dieMarktgesellschaft dem
Pessimismus weichen konnte, den Anderson beschreibt.
Er ist wie Anderson der Meinung, dass die »politische
Theorie nicht am Werkstor haltmachen sollte«, bezwei-
felt allerdings, dass die Idee der Marktfreiheit, wie sie
von Adam Smith und anderen entwickelt wurde, jemals
eine ausreichende Basis für politische Freiheit und demo-
kratische Gleichheit geliefert hat. Bromwich argumen-
tiert, dass Smith der Auffassung war, das »Eigeninteres-
se« würde sich »langfristig zum Wohl der Gesellschaft
auswirken«, und zwar »fast unabhängig vom Willen«
der gesellschaftlichen und politischen Akteure. Er gibt
zu bedenken, dass »Thomas Paine – ein durch und durch
radikaler Demokrat – in eine andere Geschichte gehören
könnte«: Paine glaubte an Märkte, doch seine Vision
»war imWesentlichen politisch und nur in zweiter Linie
ökonomisch«.

Bromwich stimmtAdam Smith darin zu, dass die Aus-
weitung des Marktes das Wohlstandsniveau aller, auch
der Ärmsten, anhebt. Es könne sich sogar herausstellen,
dass, wie Smith prahlte, »ein arbeitsamer und sparsamer
Landmann« in der kommerziell geprägten Gesellschaft
»Annehmlichkeiten« genießen könne, die diejenigen »so
manchenafrikanischenKönigs, der unumschränkterHerr
über Leib und Leben zehntausend nackter Wilder ist«,
bei weitem übersteigt. Und doch hat, so lautet die Fest-
stellung Bromwichs, »der afrikanischeKönig […]Macht,
und mit dieser Macht geht eine Furchtlosigkeit vor Ver-
elendung einher, die dem europäischen Bauern versagt
ist«. Er sieht die Gefahr, dass Anderson »den Unter-
schied zwischen politischer Macht und Gleichheit auf
dem Markt« unterschätzt.

Bromwich äußert am Ende Bedenken angesichts ei-
ner Welt, in der alles – einschließlich der Arbeit selbst –
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zur Ware wird. Er macht sich Gedanken über den Preis,
den die Menschen angesichts der Verdrängung traditio-
neller Gesellschaften durch den Markt zu zahlen haben,
und zitiert in diesemZusammenhangOliverGoldsmith,
der schon  erkannt habe, dass derHandel das Leben
entwurzele und alte Berufe überflüssig mache. Undmit-
tels eines Zitats von Karl Polanyi, geschrieben  Jahre
nach Goldsmith, verdeutlicht Bromwich seine Besorg-
nis wegen derWarenförmigkeit vonMensch undNatur,
die immer umfassender geworden sei. Er ist Anderson
dankbar für die Ermutigung, »noch einmal genauer über
die Theorien der Gleichheit und Freiheit in der frühen
Neuzeit nachzudenken, die unsere eigene Marktgesell-
schaft zwar rationalisieren, aber nicht rechtfertigen«.

Unser dritter Kommentator, der PhilosophNikoKo-
lodny, äußert zunächst Sympathie für Andersons Ent-
scheidung, ihrHauptaugenmerk auf die sozialenBeziehun-
gen der Ungleichheit am Arbeitsplatz zu richten – die
»quasipolitischenBeziehungen der ›Regierung‹ zwischen
Arbeitgebern und Beschäftigten innerhalb der Firma«.
Aber er fragt, was genau an diesem Machtverhältnis es
sei, dasuns »beunruhigt«, und»welchealternativen sozia-
len Regelungen uns, wenn auch nur dem Prinzip nach,
das Unbehagen nehmen könnten«.

EinTeil desProblemsbestehe darin, argumentiertKo-
lodny, dass das Management von Wirtschaftsunterneh-
men zwar häufig einen gewissen Ermessensspielraum
braucht, die daraus resultierende Macht über die Be-
schäftigten jedoch für ungerechtfertigte Absichten ge-
nutzt werden kann, die jeder ökonomischen Grundlage
entbehren. Zudem könnten wir es selbst dann anstößig
finden, nach dem Gutdünken des Chefs regiert zu wer-
den, wenn dies nur für gerechtfertigte Zwecke geschieht,
sagt Kolodny.Wie ist das zu erklären? Ist es so, dass per-
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sonale Herrschaft stets schlimmer ist als die Herrschaft
allgemeiner Gesetze? Kolodny bezweifelt, dass dies der
springende Punkt ist. Die Märkte sind unberechenbar
und verlangen Flexibilität, Gesetze dagegen werden von
Menschen gemacht und angewendet. Der grundlegen-
deUnterschied zwischenArbeitsplätzenundpolitischer
Herrschaft ist der, dass in einer Demokratie durch Ab-
geordnete regiert wird, die den Bürgern gegenüber als
Gleiche rechenschaftspflichtig sind: Niemand ist an-
deren untergeordnet. In einer Demokratie haben die
BürgerinnenundBürger bezogen auf ihreRegierungun-
tereinander einen symmetrischen Standpunkt, und sie
haben die gleicheMöglichkeit, die Regierenden verant-
wortlich zumachen. AmArbeitsplatz hingegen können
die Chefs ihre Macht missbrauchen und selbst dann,
wenn sie es nicht tun, üben sie eine nicht rechenschafts-
pflichtigeMacht über die Arbeitnehmer aus, so dass die-
se notwendigerweise untergeordnet sind.
Aber wie problematisch ist die Unterordnung amAr-

beitsplatz eigentlich, fragt Kolodny in seinen Schluss-
überlegungen. Ist sie gleichbedeutendmit politischerUn-
terordnung? Drei Gründe sprechen dagegen. Erstens ist
es im Allgemeinen leichter, einen Arbeitsplatz zu ver-
lassen als sein Land; die Kosten der Abwanderung sind
geringer. Zweitens ist die Wahl des Orts, an dem wir ar-
beiten, in höherem Maße mit unserer Einwilligung ver-
bunden als die Zugehörigkeit zu dem Land, in dem wir
leben. Und schließlich ist Autorität und Kontrolle am
Arbeitsplatz letzten Endes dann doch Gegenstand der
politischenHerrschaft und wird somit »von einem Stand-
punkt der [demokratischen] Gleichheit aus kontrolliert«.
Wie sehr sollen wir uns also davon beunruhigen lassen,
dass »unsere Rechte als Beschäftigte nicht mit unseren
Rechten als Bürger vergleichbar sind«?Kolodny riskiert
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es nicht, darauf eine Antwort zugeben, unterstreicht je-
doch die Bedeutung dieser Fragen.
Als Letzter übt TylerCowen, einÖkonomund Publi-

zist, umfassende Kritik an Andersons Thesen zum Aus-
maß der Beherrschung von Arbeitnehmern an den heu-
tigen Arbeitsplätzen. Er bestreitet – aus theoretischen
und aus empirischen Gründen – die Genauigkeit einer
Beschreibung, die private Wirtschaftsunternehmen als
»kommunistischeDiktaturen inunsererMitte« bezeich-
net. Er zweifelt daran, dass die Kosten der Abwande-
rung für Arbeiter so hoch sind, wie Anderson behauptet,
und er stellt in Frage, dass einzelne Firmen viel »mono-
psonistische« Macht über ihre Beschäftigten haben. Er
vermutet ganz im Gegenteil, dass nicht die Unfreiheit
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sondern
die Stagnation der Löhne das größere Problem sein
könnte, weil so viele Beschäftigte an ihrem jeweiligen
Arbeitsplatz festhalten – an ihrenKollegenund verschie-
denen Vergünstigungen. Sogar Firmen mit der Macht
einesMonopsons über die Arbeitnehmer stellen sich an-
scheinend oft auf die »Präferenzen« ein, die die Beschäf-
tigten hinsichtlich der »Jobqualität« haben. Insbeson-
dere die großen Unternehmen bezahlen den Arbeitern
mehr als üblich und verhalten sich generell eher für-
sorglich, was die Würde und Diversität ihrer Arbeiter
betrifft: zum einen, umden gutenRuf der Firma zuwah-
ren, zum anderen aber auch, um fähiges Personal anzu-
ziehen und zu halten.

Cowen vermerkt außerdem, dass dann, wenn Unter-
nehmen die Aktivitäten »außerhalb des Arbeitsplatzes«
überwachen, sie diesmeist deshalb tun, weil sie dieWür-
de und »die Freiheit der anderen Beschäftigten« schützen
wollen – zumBeispiel vor rassistischenoder sexistischen
Posts auf Facebook. Tatsächlich profitierten Kollegen
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